
2. Änderung der Wahlordnung für die Wahl der direkt in den Integrationsrat der Stadt Eschweiler zu 
wählenden Mitglieder 

 
Aufgrund der §§ 7, 27 Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW S. 666) in der derzeit geltenden Fassung hat der Rat der Stadt E-
schweiler in seiner Sitzung am 02.07.2025 die folgende Satzung beschlossen:  
 

I. Änderung 
 
Der Begriff “Integrationsrat“ wird in der gesamten Wahlordnung durch “Gremium gemäß § 27 GO NRW“ ersetzt.  
 

II. Änderung des § 5 
 

§ 5 (1) enthält folgende Fassung:  
 
„Der Wahlvorstand besteht aus dem Wahlvorsteher, dem stellvertretenden Wahlvorsteher und drei bis sieben 
Beisitzern. Aus dem Kreis der Beisitzer werden ein Schriftführer und ein stellvertretender Schriftführer be-
stellt.“ 
 

III. Änderung des § 10  
 

§ 10 (11) S. 1 enthält folgende Fassung: 
 
„Wahlvorschläge können bis zum 69. Tag vor der Wahl, 18.00 Uhr, beim Wahlleiter eingereicht werden.“  
 
§ 10 (12) S. 1 enthält folgende Fassung:  
 
„Der Wahlausschuss entscheidet spätestens am 58. Tag vor der Wahl über die Zulassung der Wahlvorschläge“ 
 

IV. Änderung des § 12 
 

§ 12 (2) S. 1 enthält folgende Fassung:  
 
„In das Wählerverzeichnis werden alle Personen von Amts wegen eingetragen, bei denen am 42. Tag vor der 
Wahl feststeht, dass sie am Wahltag wahlberechtigt sind.“  
 

V. Inkrafttreten 
 
Die vorstehende Änderung der Wahlordnung tritt am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft.  
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Satzungsänderung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) nach Ablauf eines Jahres seit Verkündung dieser Sat-
zungsänderung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durch-
geführt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden,  
c) die Bürgermeisterin hat den Beschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt Eschweiler vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Eschweiler, den  
 
 
Leonhardt  
Bürgermeisterin  


